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B. Beschlüsse und Bekanntmachungen des Landes

Bekanntmachungen  
in Bezug auf Verordnungen

90 Bekanntmachung  
 über den Entwurf einer Zweiten Verordnung  
 über zwingende Arbeitsbedingungen  
	 für	die	Ausführung	öffentlicher	Aufträge	 
 im Metallhandwerk

Vom 21. April 2023

I.
Öffentliche Aufträge von Bau-, Liefer- und Dienst-
leistungen werden auf Grundlage des Gesetzes über 
die Sicherung von Sozialstandards, Tariftreue und fai-
ren Löhnen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge im 
Saarland (Saarländisches Tariftreue- und Fairer-Lohn- 
Gesetz – STFLG) vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I 
S. 2688) nur an Unternehmen vergeben oder erteilt, 
die sich bei Angebotsabgabe in Textform verpflichten, 
ihren Arbeitnehmern bei der Ausführung der Leistung 
mindestens die Arbeitsbedingungen zu gewähren, die 
den Vorgaben der jeweils einschlägigen Rechtsverord-
nung entsprechen, und Änderungen dieser Vorgaben 
während der Ausführungslaufzeit nachzuvollziehen. 
Dabei ist die jeweils einschlägige Rechtsverordnung 
Bestandteil der vom Auftraggeber festgelegten Aus-
führungsbedingungen.

II.
Aufgrund des § 3 Absatz 2 STFLG beabsichtigt das 
Ministerium für Arbeit, Soziales, Frauen und Gesund-
heit hierzu eine

Zweite Verordnung 
über zwingende Arbeitsbedingungen  

für	die	Ausführung	öffentlicher	Aufträge	 
im Metallhandwerk

zu erlassen.

III.
Den in den Geltungsbereich der vorgesehenen Rechts-
verordnung fallenden und möglicherweise von ihr 
betroffenen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, den Ta-
rifvertragsparteien in der Branche sowie allen am Aus-
gang des Verfahrens interessierten Gewerkschaften und 
Vereinigungen der Arbeitgeber wird hiermit gemäß § 3 
Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 2 STFLG Gele-
genheit zur Stellungnahme gegeben. Stellungnahmen 
sind innerhalb von drei Wochen ab dem Tag der Be-
kanntmachung des Entwurfs der Rechtsverordnung im 
Amtsblatt des Saarlandes an das Ministerium für Ar-
beit, Soziales, Frauen und Gesundheit, bevorzugt per 
E-Mail an ref_f4@soziales.saarland.de, zu übersenden.

Der Entwurf der Verordnung ist im Folgenden (An-
hang) abgedruckt.

Saarbrücken, den 21. April 2023

Ministerium für Arbeit, Soziales,  
Frauen und Gesundheit

Im Auftrag 
Bach

Anhang

Entwurf

Zweite Verordnung 
über zwingende Arbeitsbedingungen  

für	die	Ausführung	öffentlicher	Aufträge 
im Metallhandwerk

Vom – Datum einfügen –
Aufgrund des § 3 Absatz 2 des Gesetzes über die Siche-
rung von Sozialstandards, Tariftreue und fairen Löhnen 
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge im Saarland (Saar-
ländisches Tariftreue- und Fairer-Lohn- Gesetz – STFLG) 
vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2688) verordnet das 
Ministerium für Arbeit, Soziales, Frauen und Gesundheit:
Die bei der Ausführung öffentlicher Aufträge gemäß 
§ 3 Absatz 1 STFLG einzuhaltenden Arbeitsbedingun-
gen im Bereich Metallhandwerk werden wie nachste-
hend festgesetzt:

§ 1 
Anwendungsmodalitäten

Die anzuwendenden Arbeitsbedingungen orientieren 
sich an Zeit und Dauer der Leistung im Rahmen der 
Ausführung des Auftrags durch den Auftragnehmer. 
Anteiliger Anspruch entsteht jeweils für jeden vollen 
Tätigkeitsmonat des Arbeitnehmers bei der Ausfüh-
rung des Auftrags. Bei einer Auftragsdauer bis zu zwei 
Monaten sind neben der Arbeitszeit nur Entgelte und 
Zuschläge zu berücksichtigen.
Bei der Bestimmung der Auftragsdauer ist von der vo-
raussichtlichen Dauer der vorgesehenen Leistung aus-
zugehen. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Schätzung 
der Auftragsdauer ist der Tag, an dem die Auftragsbe-
kanntmachung abgesendet oder der Auftrag auf andere 
Weise eingeleitet wird.

§ 2 
Entgelt

Die Arbeitnehmer werden entsprechend ihrer Tätigkeit 
in die einzelnen Tätigkeitsgruppen eingruppiert. Für 
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die Eingruppierung der Arbeitnehmer ist allein die aus-
geübte Tätigkeit und nicht die Berufsbezeichnung oder 
ein Ausbildungsgang maßgebend. Das Merkmal der 
selbstständigen oder verantwortlichen Tätigkeit wird 
durch die in der jeweiligen Gruppe unumgängliche üb-
liche Kontrolle nicht gemindert und auch dadurch nicht 
beeinträchtigt, dass ein Dritter Einfluss auf die Arbeit 
nimmt.

Besonders Befähigten, welche die gleichen Kenntnis-
se und Fähigkeiten durch andere als durch eine abge-
schlossene Berufsausbildung erworben haben, ist die 
Möglichkeit der Aufrückung in die entsprechenden 
Lohngruppen nach Erfüllung der Gruppenmerkmale zu 
gewähren.

Maßgebend für die Eingruppierung sind die Gruppen-
merkmale. Die zu den einzelnen Gruppen aufgeführten 
Beispiele sind nicht erschöpfend und können in ver-
schiedenen Gruppen vorkommen.

Übt ein Arbeitnehmer Tätigkeiten aus, die in verschie-
denen Gruppen gekennzeichnet sind, so ist er in der 
Gruppe einzugruppieren, die der überwiegenden Tätig-
keit entspricht.

Tätigkeiten	 Stunden-
lohn
brutto  

in Euro

Monats-
entgelt
brutto  

in Euro
LG 2
Arbeiten, die Anlernen und 
gewisse berufliche Fertigkeit, 
Übung und Erfahrung  
verlangen.

12,91 2 134

LG 3
Facharbeiten, die neben 
beruflicher Handfertigkeit 
und Berufskenntnissen einen 
Ausbildungsstand verlangen, 
wie er durch eine fachent-
sprechende Berufslehre mit 
bestandener Gesellenprüfung 
(Fach arbeiterprüfung) erzielt 
wird. 

14,50 2 397

LG 4
Facharbeiten – wie davor –, 
die nach bestandener Gesellen-
prüfung (Facharbeiterprüfung) 
eine Berufserfahrung  
erfordern. 

15,29 2 527

LG 5
Facharbeiten – wie davor –, 
die nach bestandener Gesellen-
prüfung (Facharbeiterprüfung) 
eine entsprechende Quali-
fikation erfordern.

16,16 2 671

Tätigkeiten	 Stunden-
lohn
brutto  

in Euro

Monats-
entgelt
brutto  

in Euro
LG 6
Facharbeiten, die besondere 
Fertigkeiten und Berufs-
erfahrung nach bestandener 
Gesellenprüfung (Facharbei-
terprüfung) verlangen. 

16,89 2 792

LG 7
Schwierige und hochwertige 
Facharbeiten, die an fachliches 
Können und Wissen besonders 
hohe Anforderungen stellen 
und völlige Selbständigkeit 
und hohes Verantwortungs-
bewusstsein voraussetzen.

17,71 2 927

LG 8
Facharbeiten, die absolute 
Selbstständigkeit, umfassendes 
Verantwortungsbewusstsein, 
entsprechende theoretische 
Kenntnisse und Befähigung 
zur Beaufsichtigung klei-
ner Arbeitsgruppen und zur 
 Anweisung von Arbeiten 
 erfordern (Vorarbeiter, best-
qualifizierter Geselle).

19,31 3 192

LG 9
Facharbeiten, die absolute 
Selbständigkeit, umfassendes 
Verantwortungsbewusstsein, 
entsprechende theoretische 
Kenntnisse und Befähigung 
zur Beaufsichtigung größe-
rer Arbeitsgruppen und zur 
 Anweisung von Arbeiten 
 erfordern (Vorarbeiter, best-
qualifizierter Geselle).

20,12 3 326

Meister

M1
Betriebsmeister: Sie müssen 
als solche ausdrücklich bestellt 
werden. Auf den Nachweis 
der Meisterprüfung kann 
 verzichtet werden. 

3 627

M2
Meister mit bestandener 
Meister prüfung. In Ausnahme-
fällen (bei Betriebsmeistern) 
kann auf den Nachweis der 
Meisterprüfung verzichtet 
werden.

4 025
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Tätigkeiten	 Stunden-
lohn
brutto  

in Euro

Monats-
entgelt
brutto  

in Euro
M3
Meister mit bestandener 
Meisterprüfung, die aufgrund 
ihrer Fähigkeiten sowie umfas-
sender betrieblicher Fach-
kenntnisse und Erfahrungen 
Abteilungen leiten und ein 
selbstständiges Aufgaben-
gebiet verantwortlich leiten; 
denen die Ausbildung von 
Auszubildenden übertragen ist.

4 458

Übersteigt der bundesgesetzliche Mindestlohn nach 
dem Mindestlohngesetz oder nach dem Arbeitnehmer-
entsendegesetz das in dieser Rechtsverordnung festge-
legte Entgelt, so gelten diese gesetzlichen Lohnrege-
lungen, ohne dass es einer Änderung dieser Verordnung 
bedarf.

§ 3 
Arbeitszeit

Die regelmäßige Arbeitszeit für Arbeitnehmer beträgt 
38 Stunden in der Woche. Sie kann gleichmäßig oder 
ungleichmäßig auf fünf Werktage von Montag bis Frei-
tag verteilt werden.

Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit kann nach 
Maßgabe der betrieblichen Erfordernisse für den 
ganzen Betrieb, einzelne Abteilungen oder Gruppen 
von Arbeitnehmern unterschiedlich zwischen 30 und 
40 Stunden festgelegt werden.

§ 4 
Zuschläge

Für Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit werden 
nachstehende Zuschläge vergütet.

Mehrarbeit ist die über die regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit (§ 2) hinausgehende Arbeitszeit. Vor- und 
nachgearbeitete Arbeitszeit (z. B. Einarbeitung von 
Brückentagen und ähnliche Fälle) gilt nicht als Mehr-
arbeit. Wird aufgrund einer betrieblichen Vereinbarung 
die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit unterschied-
lich verteilt, so ist Mehrarbeit die über die jeweils fest-
gelegte Arbeitszeit hinausgehende Arbeitszeit.

Nachtarbeit ist die ab 20.00 bis 6.00 Uhr geleistete 
Arbeitszeit. Ausnahmsweise anfallende kurze Arbeits-
zeitüberhänge aus der betriebsüblichen täglichen Ar-
beitszeit bis 21.00 Uhr gelten nicht als Nachtarbeit. Re-
gelmäßige Nachtarbeit liegt vor, wenn sie mindestens 
eine Arbeitswoche (in der Regel fünf bis sechs Arbeits-
tage) durchgeführt wird. Die Ansagefrist beträgt min-
destens 24 Stunden. Kann diese Ansagefrist nicht ein-
gehalten werden, so ist für die erste Nacht ein Zuschlag 
von 50 Prozent zu zahlen.

Der Zuschlag für Mehrarbeit beträgt 25 %.

Als Arbeiten an Sonn- und Feiertagen gelten

a) jede an diesen Tagen in der Zeit von 0.00 bis 
24.00 Uhr geleistete Arbeit,

b) am darauffolgenden Tag bis 6.00 Uhr früh geleiste-
te Arbeit, soweit diese bereits am Sonn- oder Feier-
tag begonnen hat.

Für diese Arbeiten betragen die Zuschläge 50 %.

Für Arbeiten an gesetzlichen Feiertagen, die auf einen 
Sonntag fallen und für die keine Lohnzahlungspflicht 
besteht, 100 %.

Für Arbeiten an gesetzlichen Feiertagen, die auf einen 
Wochentag fallen und für die Lohnzahlungspflicht be-
steht, 150 %.

Der Zuschlag beträgt

a) für die regelmäßige Nachtarbeit, die keine Mehr-
arbeit ist, 10 %,

b) für die Nachtarbeit, die gleichzeitig Mehrarbeit  
ist, 60 %,

c) für unregelmäßige Nachtarbeit, die nicht gleichzei-
tig Mehrarbeit ist, 40 %.

Meister erhalten bei Mehrarbeit, die nicht durch Frei-
zeit im gleichen Monat ausgeglichen werden kann 
(Nachtarbeit, Sonn- und Feiertagsarbeit), neben dem 
laufenden Gehalt für jede geleistete Mehr-, Nacht-, 
Sonn- und Feiertagsstunde 1/165,3 ihres Bruttogehalts 
zuzüglich der festgesetzten Zuschläge.

Beim Zusammentreffen mehrerer Zuschläge ist nur je-
weils der höhere Zuschlag zu zahlen.

§ 5 
Urlaub

Die Dauer des Jahresurlaubs beträgt 30 Arbeitstage.

Arbeitstage sind alle Kalendertage, an denen der 
 Arbeitnehmer in regelmäßiger Arbeitszeit zu arbeiten 
hat. Auch wenn die regelmäßige Arbeitszeit auf mehr 
oder weniger als fünf Tage in der Woche – gegebenen-
falls auch im Durchschnitt mehrerer Wochen – verteilt 
ist, gelten fünf Tage je Woche als Arbeitstage.

Der Urlaubsanspruch beträgt für jeden vollen Kalen-
dermonat der Ausführung des Auftrags ein Zwölftel.

§ 6  
Zusätzliches	Urlaubsgeld

Das Urlaubsentgelt ist um 50 Prozent als zusätzliches 
Urlaubsgeld zu erhöhen. Das Urlaubsentgelt beträgt je 
Urlaubstag 1/65 des Gesamtverdienstes während der 
letzten abgerechneten 13 Wochen (Gesamtverdienst 
geteilt durch 65).

Für Meister ist für jeden Urlaubstag ein zusätzlicher 
Betrag von 2,4 Prozent (50 Prozent von 1/21) der mo-
natlichen Gehaltsbezüge zu zahlen.
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Die Urlaubsvergütung ist bei Antritt des Urlaubs fällig 
und im Voraus zu zahlen.

§ 7 
Sonderzahlung

Arbeitnehmer, die am Auszahlungstag in einem unge-
kündigten Arbeitsverhältnis stehen, dem Betrieb unun-
terbrochen sechs Monate angehören, haben je Kalen-
derjahr einen Anspruch auf ein 13. Monatseinkommen.

Der Zeitpunkt der Auszahlung wird durch Betriebsver-
einbarung geregelt.

Das 13. Monatseinkommen wird nach folgender Staffel 
gezahlt:

nach 6 Monaten Betriebszugehörigkeit 15 %,

nach 12 Monaten Betriebszugehörigkeit 25 %,

nach 24 Monaten Betriebszugehörigkeit 35 %,

nach 36 Monaten Betriebszugehörigkeit 45 %,

nach 48 Monaten Betriebszugehörigkeit 50 %

der Bemessungsgrundlage.

Auf die Betriebszugehörigkeit wird die Ausbildungs-
zeit angerechnet, soweit sie im gleichen Betrieb abge-
leistet wurde.

Die Berechnung der Bemessungsgrundlage erfolgt auf 
der Grundlage der tatsächlichen Arbeitszeit des letzten 
Bemessungszeitraumes (1. Januar bis 31. Oktober) für 
alle Tage, für die ein Lohnzahlungsanspruch besteht. 
Bei der Berechnung bleiben unberücksichtigt: Aus-
lösungen, Fahrtkostenersatz, einmalige Zahlungen, 
Jubiläumsgeld, zusätzliche Urlaubsvergütung, Mehr-
arbeitszuschläge usw.

Der Betrag errechnet sich: Arbeitszeit (Stunden) im 
Bemessungszeitraum mal Stundenlohn geteilt durch 
zehn mal Prozentsatz.

Leistungen des Arbeitgebers, wie Jahresabschlussver-
gütungen, Gratifikationen, Weihnachtsgeld etc., sowie 
ähnliche Sonderleistungen können auf das 13. Monats-
einkommen angerechnet werden.

§ 8 
Tarifvertragliche Regelungen

Die über die Kernarbeitsbedingungen dieser Verord-
nung hinausgehenden Regelungen geltender Branchen-
tarifverträge mit tariffähigen Gewerkschaften bleiben 
unberührt.

§ 9 
Diskriminierungsverbot

Einem teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer ist Arbeits-
entgelt oder eine andere geldwerte Leistung mindes-
tens in dem Umfang zu gewähren, der dem Anteil sei-
ner Arbeitszeit an der Arbeitszeit eines vergleichbaren 
vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers entspricht.

§ 10 
Übergangsregelung

Öffentliche Aufträge, deren Vergabe vor dem – Datum 
Inkrafttreten (s. u.) einfügen – durch Bekanntmachung 
eingeleitet worden ist, werden nur an Unternehmen 
vergeben oder erteilt, die sich bei Angebotsabgabe in 
Textform verpflichten, ihren Arbeitnehmern bei der 
Ausführung der Leistung diejenigen Arbeitsbedingun-
gen zu gewähren, die mindestens den Rechtsnormen 
der Ersten Verordnung über zwingende Arbeitsbedin-
gungen für die Ausführung öffentlicher Aufträge im 
Metallhandwerk vom 1. Dezember 2022 (Amtsbl. I 
S. 1437) entsprechen, und Änderungen während der 
Ausführungslaufzeit nachzuvollziehen (§ 3 Absatz 3 
Satz 6 STFLG).

§ 11 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am – Datum einfügen – in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Erste Verordnung über zwingen-
de Arbeitsbedingungen für die Ausführung öffentlicher 
Aufträge im Metallhandwerk vom 1. Dezember 2022 
(Amtsbl. I S. 1437) außer Kraft.

Stellenausschreibungen

91 Ausschreibung einer Notarstelle
Im Auftrag des Ministeriums der Justiz gibt die Saar-
ländische Notarkammer bekannt, dass zum 1. Juli 
2023 eine Notarstelle in Homburg zu besetzen ist.
Zur Bewerbung kommen Notarinnen und Notare sowie 
Notarassessorinnen und Notarassessoren in Betracht. 
Im Übrigen wird auf die Bestimmungen der Bundes-
notarordnung hingewiesen, insbesondere auf § 5a. 
Bewerbungen, die den Verwaltungsvorschriften be-
treffend die Angelegenheiten der Notare (NotA) ent-
sprechen, sind bis	spätestens	1.	Juni	2023,	14.00	Uhr,	
bei	 der	 Saarländischen	 Notarkammer,	 Rondell	 3,	
D-66424 Homburg/Saar, einzureichen.
Der Text der Verwaltungsvorschriften kann von der 
Saarländischen Notarkammer angefordert werden.



Amtsblatt des Saarlandes Teil I vom 4. Mai 2023348

Bezugsbedingungen ab 1. Januar 2016
Abonnenten:
Das Amtsblatt des Saarlandes erscheint nach Bedarf, in der Regel einmal pro Woche. Die Abonnenten des Amtsblattes können zwischen zwei Bezugsvarianten wählen:
Abonnement-Variante A beinhaltet die Bereitstellung der elektronischen Version von Amtsblatt Teil I und Amtsblatt Teil II im Verkündungsportal www.amtsblatt.saarland.de.
Abonnement-Variante B beinhaltet die elektronische Version von Amtsblatt Teil I im Verkündungsportal www.amtsblatt.saarland.de und die Papierversion von Amtsblatt Teil II. 
Für alle Abonnenten dieser Variante steht auch die elektronische Version von Amtsblatt Teil II kostenfrei im Verkündungsportal zur Verfügung.
Im Vergleich zu Nichtabonnenten können alle Abonnenten des Amtsblattes im Verkündungsportal erweiterte Suchfunktionalitäten nutzen und sich auf Wunsch per E-Mail über 
neue Veröffentlichungen informieren lassen. Sie haben überdies die Möglichkeit, auch die Ausgaben der Amtsblätter der Jahre 1999 bis 2009 im Verkündungsportal abzurufen. 
Abonnenten, die zugleich Nutzer des juris Landesrechts Saarland sind, profitieren ferner von einer Verlinkung der Amtsblattinhalte mit dem saarländischen Landesrecht.
Beide Abonnement-Varianten (A und B) können per Brief, Fax, E-Mail oder über das Verkündungsportal www.amtsblatt.saarland.de bestellt werden.
Der Preis für das Jahresabonnement beträgt für Variante A 30,00 Euro und für Variante B 35,00 Euro. Der Preis für das Halbjahresabonnement beträgt für Variante A 15,00 Euro 
und für Variante B 17,50 Euro. Maßgeblich ist das jeweilige Kalenderjahr bzw. Kalenderhalbjahr.
Bestellungen, die nicht rechtzeitig zu Beginn einer Abonnementperiode (Jahresbeginn bzw. Halbjahresbeginn) wirksam werden, starten in der Regel zum nächsten vollen Quartal 
und werden bis zum Ende der Restlaufzeit der Abonnementperiode mit 7,50 Euro (Variante A) bzw. 8,75 Euro (Variante B) pro Quartal berechnet. Wünschen Sie den sofortigen 
Bezug während eines laufenden Quartals, so wird Ihnen dafür das volle Quartal berechnet.
Alle Leistungen sind zahlbar im Voraus. Die Preise enthalten keine Mehrwertsteuer, da die Landesregierung mit der Herausgabe des Amtsblattes eine nicht der Umsatzsteuer 
unterliegende hoheitliche Aufgabe erfüllt.
Abbestellungen für die jeweilige Folgeperiode müssen beim Halbjahresabonnement bis zum 1. Juni bzw. 1. Dezember, beim Jahresabonnement bis zum 1. Dezember der laufen-
den Abonnementperiode per Brief, Fax oder E-Mail bei Satzweiss.com Print Web Software GmbH eingegangen sein. Erfolgt die Kündigung des Abonnements nicht fristgerecht, 
verlängert sich dieses automatisch um ein Kalenderhalbjahr bzw. Kalenderjahr.
Nichtabonnenten:
Das Amtsblatt Teil I wird im Verkündungsportal des Saarlandes unter www.amtsblatt.saarland.de amtlich veröffentlicht und kann dort als Gesamtdokument kostenfrei gelesen 
werden. Die abgerufenen Dokumente sind mithilfe einer Volltextrecherche durchsuchbar und dürfen unentgeltlich gespeichert bzw. ausgedruckt werden.
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, das Amtsblatt Teil I bei der Amtsblattstelle der Staatskanzlei des Saarlandes und bei den Amtsgerichten im Saarland während der Ge-
schäftszeiten in elektronischer und gedruckter Form einzusehen. Die Amtsblattstelle und die Amtsgerichte leisten Unterstützung beim Aufruf und Auffinden der elektronischen 
Dokumente und gewährleisten, dass jeder auf seine Kosten Ausdrucke oder Kopien eines elektronischen Dokuments erhalten kann. Auf Verlangen überlassen die Amtsblattstelle 
und die Amtsgerichte gegen Übernahme der Kosten einen beglaubigten Ausdruck eines elektronischen Dokuments. Daneben ist es möglich, das Amtsblatt Teil I während der 
Geschäftszeiten bei den saarländischen Gemeinden einzusehen und dort auf eigene Kosten Ausdrucke oder Kopien anfertigen zu lassen.
Die Amtsblattstelle berechnet für den Ausdruck oder die Fotokopie einer Seite des Amtsblattes Teil I 0,15 Euro und für die Beglaubigung des Ausdruckes 3,00 Euro, bei Post-
versand jeweils zuzüglich Postgebühren.
Das Amtsblatt Teil II kann für das laufende Jahr und drei Vorjahre als Einzelexemplar (elektronisches Gesamtdokument im PDF/A-Format oder Papierdokument) gegen Erstattung 
des jeweiligen Einzelheftpreises zuzüglich der Postgebühren bei Satzweiss.com Print Web Software GmbH bestellt werden. Lieferungen sind zahlbar im Voraus.
Die Preise enthalten keine Mehrwertsteuer, da die Landesregierung mit der Herausgabe des Amtsblattes eine nicht der Umsatzsteuer unterliegende hoheitliche Aufgabe erfüllt.

Hinweis für Inserenten:
Das Amtsblatt des Saarlandes erscheint in der Regel jede Woche an einem Donnerstag. Damit eine Veröffentlichung eines Inserententextes an einem Donnerstag gewährleistet 
werden kann, müssen diese Texte in der Vorwoche bis jeweils Mittwoch, 10.00 Uhr, bei der Amtsblattstelle eingegangen sein und die Rückgabetermine für erforderliche Korrek-
turabzüge eingehalten werden. Der Preis pro mm Veröffentlichungstext beträgt 0,90 Euro.

Herstellung und Vertrieb, Entgegennahme von Bestellungen im Namen und für Rechnung des Herausgebers: 
Satzweiss.com Print Web Software GmbH, Mainzer Straße 116, 66121 Saarbrücken, Telefon (06 81) 6 55 60, Telefax (06 81) 6 55 70 

Amtsblattverkaufsstelle	in	Saarbrücken,	Mainzer	Straße	116,	66121	Saarbrücken.	Öffnungszeiten:	Montag	bis	Freitag,	9.00	–	17.00	Uhr.

Herausgeber und Redaktion: Saarland — Der Chef der Staatskanzlei — Amtsblattstelle, Am Ludwigsplatz 14, 66117 Saarbrücken, 
Telefon: (06 81) 501-11 13, E-Mail: amtsblatt@staatskanzlei.saarland.de

http://www.amtsblatt.saarland.de
http://www.amtsblatt.saarland.de
http://www.amtsblatt.saarland.de
http://www.amtsblatt.saarland.de
http://Satzweiss.com
mailto:amtsblatt%40staatskanzlei.saarland.de?subject=

	Amtsblatt des Saarlandes Teil I Nr. 21 vom 4. Mai 2023
	B. Beschlüsse und Bekanntmachungen des Landes
	Bekanntmachungen in Bezug auf Verordnungen
	90	Bekanntmachung 	über den Entwurf einer Zweiten Verordnung 	über zwingende Arbeitsbedingungen 	für die Ausführung öffentlicher Aufträge 	im Metallhandwerk

	Stellenausschreibungen
	91	Ausschreibung einer Notarstelle



	Bezugsbedingungen ab 1. Januar 2016

		2023-04-28T12:32:42+0200




